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Band 9. Zwei deutsche Staaten, 1961-1989 
Das Parteiprogramm der Grünen auf Bundesebene (1981)  
 
 
 
Aus dem lockeren Zusammenschluss unterschiedlicher Umweltschutzgruppen, der sowohl Öko-
Konservative als auch Sozialrevolutionäre umfasste, entstand im Jahre 1980 eine grüne Partei, 
die nach und nach ein radikales Programm erarbeitete, dessen Schwerpunkte ökologisches 
Bewusstsein, soziale Gleichberechtigung, Basisdemokratie sowie friedliche Methoden des 
politischen Wandels waren. 
 
 
 
 
I. Präambel (Entwurf) 

Einleitung 

Wir sind die Alternative zu den herkömmlichen Parteien. Hervorgegangen sind wir aus einem 
Zusammenschluß von grünen, bunten und alternativen Listen und Parteien. Wir fühlen uns 
verbunden mit all denen, die in der neuen demokratischen Bewegung mitarbeiten: den Lebens-, 
Natur- und Umweltschutzverbänden, den Bürgerinitiativen, der Arbeiterbewegung, christlichen 
Initiativen, der Friedens- und Menschenrechts-, der Frauen- und Dritte-Welt-Bewegung. Wir 
verstehen uns als Teil der grünen Bewegung in aller Welt. 

Die in Bonn etablierten Parteien verhalten sich, als sei auf dem endlichen Planeten Erde eine 
unendliche industrielle Produktionssteigerung möglich. Dadurch führen sie uns nach eigener 
Aussage vor die ausweglose Entscheidung zwischen Atomstaat oder Atomkrieg, zwischen 
Harrisburg oder Hiroshima. Die ökologische Weltkrise verschärft sich von Tag zu Tag: Die 
Rohstoffe verknappen sich, Giftskandal reiht sich an Giftskandal, Tiergattungen werden 
ausgerottet, Pflanzenarten sterben aus, Flüsse und Weltmeere verwandeln sich in Kloaken, der 
Mensch droht inmitten einer späten Industrie und Konsumgesellschaft geistig und seelisch zu 
verkümmern, wir bürden den nachfolgenden Generationen eine unheimliche Erbschaft auf. 

Die Zerstörung der Lebens- und Arbeitsgrundlagen und der Abbau demokratischer Rechte 
haben ein so bedrohliches Ausmaß erreicht, daß es einer grundlegenden Alternative für 
Wirtschaft, Politik und Gesellschaft bedarf. Deshalb erhob sich spontan eine demokratische 
Bürgerbewegung. Es bildeten sich Tausende von Bürgerinitiativen, die in machtvollen 
Demonstrationen gegen den Bau von Atomkraftwerken antreten, weil deren Risiken nicht zu 
bewältigen sind und weil deren strahlende Abfälle nirgends deponiert werden können; sie 
stehen auf gegen die Verwüstung der Natur, gegen die Betonierung unserer Landschaft, gegen 
die Folgen und Ursachen einer Wegwerfgesellschaft, die lebensfeindlich geworden ist. 
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Ein völliger Umbruch unseres kurzfristig orientierten wirtschaftlichen Zweckdenkens ist 
notwendig. Wir halten es für einen Irrtum, daß die jetzige Verschwendungswirtschaft noch das 
Glück und die Lebenserfüllung fördere; im Gegenteil, die Menschen werden immer gehetzter 
und unfreier. Erst in dem Maße, wie wir uns von der Überschätzung des materiellen 
Lebensstandards freimachen, wie wir wieder die Selbstverwirklichung ermöglichen und uns 
wieder auf die Grenzen unserer Natur besinnen, werden auch die schöpferischen Kräfte frei 
werden für die Neugestaltung eines Lebens auf ökologischer Basis. 

Wir halten es für notwendig, die Aktivitäten außerhalb des Parlaments durch die Arbeit in den 
Kommunal- und Landesparlamenten sowie im Bundestag zu ergänzen. Wir wollen dort unseren 
politischen Alternativen Öffentlichkeit und Geltung verschaffen. Wir werden damit den Bürger- 
und Basisinitiativen eine weitere Möglichkeit zur Durchsetzung ihrer Anliegen und Ideen 
eröffnen. 

Grüne, bunte und alternative Listen hatten ihre ersten Wahlerfolge. Die 5 %-Klausel und andere 
Erschwernisse können sie nicht mehr aufhalten. Wir werden uns nicht an einer Regierung 
beteiligen, die den zerstörerischen Kurs fortführt. Wir werden aber versuchen, in der Verfolgung 
unserer Ziele auch bei etablierten Parteien Unterstützung zu erhalten und Vorschlägen anderer 
Parteien, die unseren Zielen entsprechen, zustimmen. 

Gegenüber der eindimensionalen Produktionssteigerungspolitik vertreten wir ein 
Gesamtkonzept. Unsere Politik wird von langfristigen Zukunftsaspekten geleitet und orientiert 
sich an vier Grundsätzen: sie ist ökologisch, sozial, basisdemokratisch und gewaltfrei.  

Ökologisch 

Ausgehend von den Naturgesetzen und insbesondere von der Erkenntnis, daß in einem 
begrenzten System kein unbegrenztes Wachstum möglich ist, heißt ökologische Politik, uns 
selbst und unsere Umwelt als Teil der Natur zu begreifen. Auch das menschliche Leben ist in 
die Regelkreise der Ökosysteme eingebunden: wir greifen durch unsere Handlungen ein und 
dies wirkt auf uns zurück. Wir dürfen die Stabilität der Ökosysteme nicht zerstören. 

Insbesondere stellt ökologische Politik eine umfassende Absage an eine Wirtschaft der 
Ausbeutung und des Raubbaus an Naturgütern und Rohstoffen sowie zerstörerische Eingriffe in 
die Kreisläufe des Naturhaushalts dar. Unsere Überzeugung ist, daß der Ausbeutung der Natur 
und des Menschen durch den Menschen entgegengetreten werden muß, um der akuten und 
ernsten Bedrohung des Lebens zu begegnen. 

Unsere Politik ist eine Politik der aktiven Partnerschaft mit der Natur und dem Menschen. Sie 
gelingt am besten in selbstbestimmten und selbstversorgenden überschaubaren Wirtschafts- 
und Verwaltungseinheiten. Wir sind für ein Wirtschaftssystem, das sich an den 
Lebensbedürfnissen der Menschen und zukünftiger Generationen, an der Erhaltung der Natur 
und am sparsamen Umgang mit den natürlichen Reichtümern orientiert. Es geht um eine 
Gesellschaft, die demokratisch ist, in der die Beziehungen der Menschen untereinander und zur 
Natur zunehmend bewußter gehandhabt werden. 

Um solche Veränderungen gegen die bestehenden Herrschaftsverhältnisse durchzusetzen, 
bedarf es einer politischen Bewegung, in der menschliche Solidarität und Demokratie 
untereinander und die Absage an ein von lebensfeindlicher Konkurrenz bestimmtes Leistungs- 
und Hierarchiedenken grundlegend sind. Diese gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
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Veränderungen können nur demokratisch und mit Unterstützung der Bevölkerungsmehrheit 
erreicht werden.  

Sozial 

Eine zukünftige soziale Politik muß zum Ziele haben, ein stabiles Sozialsystem zu errichten, 
»Sozial« hat vor allem eine ökonomische Komponente. 

Durch ständige Preissteigerungen und staatliche Steuer- und Subventionspolitik werden bereits 
ungleiche Einkommens- und Vermögensverhältnisse zwischen arm und reich noch verstärkt. 
Wir wenden uns gegen einen Arbeitsprozeß, in dem die wirtschaftliche Macht regiert, und der 
dazu führt, daß einzelne wenige nicht nur über das Arbeitsergebnis, sondern faktisch über die 
Existenz vieler entscheiden können. Arbeitslosigkeit auf der einen und unmenschliche 
Arbeitsbedingungen auf der anderen Seite zeigen dies. 

Die Vernichtung der Wohnumwelt, immer längere Wege zur Arbeit, die Kommerzialisierung des 
Naturgenusses und der Freiheit führen dazu, daß trotz steigender Einkommen eine reale 
Verarmung stattfindet, deren Opfer neben den Einkommensschwachen vor allem Kinder, 
Jugendliche, Alte und Behinderte sind. 

Sowohl aus der Wettbewerbswirtschaft als auch aus der Konzentration wirtschaftlicher Macht in 
staats- und privatkapitalistischen Monopolen gehen jene ausbeuterischen Wachstumszwänge 
hervor, in deren Folge die völlige Verseuchung und Verwüstung der menschlichen Lebensbasis 
droht. Hier genau verbinden sich die Umweltschutz- und Ökologiebewegung mit der Arbeiter- 
und Gewerkschaftsbewegung. Deshalb treten wir gemeinsam für eine Verkürzung der 
Arbeitszeit und für humane Arbeitsbedingungen ein. 

Nur durch eine Selbstbestimmung der Betroffenen kann der ökologischen, ökonomischen und 
sozialen Krise entgegengetreten werden. Weil wir für die Selbstbestimmung, freie Entfaltung 
jedes Menschen sind und dafür, daß die Menschen ihr Leben gemeinsam und solidarisch in 
Übereinstimmung mit ihrer natürlichen Umwelt, ihren eigenen Wünschen und Bedürfnissen frei 
von äußerer Bedrohung kreativ gestalten können, treten wir radikal für die Menschenrechte und 
umfassende demokratische Rechte bei uns und anderswo ein. 

Unsere gesellschaftlichen Verhältnisse produzieren massenhaftes soziales und psychisches 
Elend. Besonders betroffen von dieser Situation sind ethnische, soziale, religiöse und sexuell 
diskriminierte Bevölkerungsteile. Das soziale System wird zunehmend unstabiler. Die Folgen 
sind steigende Kriminalität, erhöhte Selbstmordraten, Drogenkonsum und Alkoholismus. 

Offensichtlich wird dieser gesellschaftliche Zustand auch durch die Tatsache, daß die Frauen in 
fast allen gesellschaftlichen Bereichen benachteiligt und unterdrückt werden.  

Basisdemokratisch 

Basisdemokratische Politik bedeutet verstärkte Verwirklichung dezentraler, direkter Demokratie. 
Wir gehen davon aus, daß der Entscheidung der Basis prinzipiell Vorrang eingeräumt werden 
muß. Überschaubare, dezentrale Basiseinheiten (Ortsebene, Kreisebene) erhalten weitgehende 
Autonomie und Selbstverwaltungsrechte zugestanden. Basisdemokratie bedarf jedoch einer 
zusammenfassenden Organisation und Koordination, wenn ökologische Politik in der 
öffentlichen Willensbildung gegen starke Widerstände durchgesetzt werden soll. Wir setzen uns 
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in allen politischen Bereichen dafür ein, daß durch verstärkte Mitbestimmung der betroffenen 
Bevölkerung in regionalen, landesweiten und bundesweiten Volksabstimmungen Elemente 
direkter Demokratie zur Lösung lebenswichtiger Planungen eingeführt werden. 

Unser inneres organisatorisches Leben und unser Verhältnis zu den Menschen, die uns 
unterstützen und wählen, ist das genaue Gegenbild zu den in Bonn etablierten Parteien. Diese 
sind unfähig und nicht willens, neue Ansätze und Gedanken und die Interessen der 
demokratischen Bewegung aufzunehmen. Wir sind deshalb entschlossen, uns eine 
Parteiorganisation neuen Typs zu schaffen, deren Grundstrukturen in basisdemokratischer und 
dezentraler Art verfaßt sind, was nicht voneinander zu trennen ist. Denn eine Partei, die diese 
Struktur nicht besitzt, wäre niemals in der Lage, eine ökologische Politik im Rahmen der 
parlamentarischen Demokratie überzeugend zu betreiben. Kerngedanke ist dabei die ständige 
Kontrolle aller Amts- und Mandatsinhaber und Institutionen durch die Basis (Öffentlichkeit, 
zeitliche Begrenzung) und die jederzeitige Ablösbarkeit, um Organisation und Politik für alle 
durchschaubar zu machen und um der Loslösung einzelner von ihrer Basis entgegen zu wirken.  

Gewaltfrei 

Wir streben eine gewaltfreie Gesellschaft an, in der die Unterdrückung von Menschen durch 
den Menschen und Gewalt von Menschen gegen Menschen aufgehoben ist. Unser oberster 
Grundsatz lautet: Humane Ziele können nicht mit inhumanen Mitteln erreicht werden. 

Gewaltfreiheit gilt uneingeschränkt und ohne Ausnahme zwischen allen Menschen, also ebenso 
innerhalb sozialer Gruppen und der Gesellschaft als Ganzem als auch zwischen Volksgruppen 
und Völkern. 

Das Prinzip der Gewaltfreiheit berührt nicht das fundamentale Recht auf Notwehr und schließt 
sozialen Widerstand in seinen mannigfachen Varianten ein. Widerstand kann langfristig am 
wirksamsten auf soziale Weise geführt werden, wie das Beispiel der Anti-Atombewegung zeigt. 
Wir sind ebenso grundsätzlich gegen die Anwendung zwischenstaatlicher Gewalt durch 
Kriegshandlungen. 

Deshalb treten wir in den internationalen Beziehungen für eine aktive Friedenspolitik ein. Aktive 
Friedenspolitik heißt auch, daß wir uns gegen die Besetzung von Staaten und die 
Unterdrückung von Volksgruppen wenden und für die Unabhängigkeit und Selbstbestimmung 
der Volksgruppen in allen Staaten eintreten. Frieden ist untrennbar mit der Unabhängigkeit der 
Staaten und dem Vorhandensein demokratischer Rechte in ihnen verbunden. Es muß weltweit 
abgerüstet werden. Weltweit müssen die Atom-, biologischen und chemischen Waffen 
vernichtet werden, fremde Truppen müssen von fremden Territorien abgezogen werden. 

Gewaltfreiheit schließt aktiven sozialen Widerstand nicht aus, bedeutet also nicht die Passivität 
der Betroffenen. Der Grundsatz der Gewaltfreiheit bedeutet vielmehr, daß zur Verteidigung 
lebenserhaltender Interessen von Menschen gegenüber einer sich verselbständigenden 
Herrschaftsordnung unter Umständen auch Widerstand gegen staatliche Maßnahmen nicht nur 
legitim, sondern auch erforderlich sein kann (z. B. Sitzstreiks, Wegesperren, Behinderung von 
Fahrzeugen). 
 
 
 



 5 

Quelle: Das Parteiprogramm der Grünen auf Bundesebene (1981); abgedruckt in Irmgard 
Wilharm, Hg., Deutsche Geschichte 1962-1983. Dokumente in zwei Bänden. Bd. 1, Frankfurt 
am Main, 1989, S. 226-30.  

 


